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Teil relativ vage. Nicht selten wird zwar die deliktsrechtliche 
Verantwortlichkeit des Händlers wegen der Gefährlichkeit 
des Produktes in einem ersten Schritt dem Grunde nach be-
jaht; der zweite Schritt führt aber sogleich zu einer Ein-
schränkung, indem die Verantwortlichkeit des Händlers 
weitgehend auf bekannte Gefahren reduziert wird5. Im fol -
genden soll zuerst die Haftung des Händlers und der Maß-
stab möglicher Pflichten hergeleitet werden, bevor dann ein-
zelne Pflichten genannt werden. In einem dritten Schritt ist 
der Fahrlässigkeitsvorwurf zu präzisieren. 

1. Die Verantwortung des Händlers 
als Endverkäufer gefährlicher Produkte 

a) Haftungsgründe des Händlers 
Während deliktsrechdich relevantes Tun bei unmittelbaren 
Verletzungen relativ einfach die Rechtswidrigkeit indiziert, 
ist dies bei Verkehrspflichten anders, weil der Pflichtenver-
stoß regelmäßig in einem Unterlassen besteht, das nur mit-
telbar zu Verletzungen Dritter führt6. Damit der Schädiger 
haftet, ist vielmehr ein Verstoß gegen die Verhaltenspflicht 
positiv festzustellen; die Haftung ist zu begründen, dem 
Schädiger zuzurechnen7. Während eine solche Zurechnung 
für den Hersteller relativ einfach herzuleiten ist, ist das für 
den Händler weniger leichtS. Der Hersteller produziert das 
Produkt, der Händler liefen nur aus. Weil er die Sicherheits-
eigenschaften des Produktes, wie § 3 Abs. 3 ProdSG formu-
liert, nicht beeinflussen kann, schafft nicht er, sondern nur 
der Hersteller die Gefahrenquelle. Auch verfügt der Händler 
regelmäßig nicht über das Know-how, die Produkte auf ihre 
Sicherheit hin zu testen, um die Gefährlichkeit des Produk-
tes zu erforschen; er beherrscht daher die Gefahrenquelle 
nicht. Schließlich zieht er jedenfalls keine unmittelbaren 
Voneile aus der Herstellung des Produktes. 

Diese Einschränkungen deuten schon an, daß die Verant-
wortungsbereiche von Hersteller und Händler zwar nicht 
deckungsgleich sind, daß jedoch einzelne der genannten 
Haftungsgründe, wenn auch in geringerem Umfang, ebenso 
auf den Händler zutreffen: Auch der Händler verdient an 
den Produkten und zieht damit Vorteile. Wenn er die Ge-
fährlichkeit eines Produktes kennt, ist er zur Gefahrbeherr-
schung insoweit in der Lage, als er beispielsweise Produkte 
nicht verkauft oder vom Markt zurückzieht. Dem Händler 
obliegt deshalb ein eigener Verantwortungsbereich und da-
mit originäre Pflichten gegenüber dem Kunden9. 

b) Maßstab für den pflichtenumfang 
aa) Maßstab für den Pflichtenumfang ist die Gefahr, die den 
Rechtsgütern des Kunden drohtiO. Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 
ProdSG ist ein Produkt nur dann sicher, wenn von ihm kei-
ne erheblichen Gefahren für die Gesundheit und Sicherheit 
von Personen ausgehen. Maßnahmen zur Vermeidung eines 
rechtswidrigen Erfolges sind um so eher geboten, je größer 
die Wahrscheinlichkeit des Erfolges ist II; auch ist die Schutz-

5 So insbesondere Focrstc (Fn. I), § 26 Rdnr. 2, 4- 18; in der Tendenz 
ähnlich, allerdings nicht ganz so einschränkend Kulimannt PfiHer (Fn. I), 
Kza. 1524, S. 2 f. 
6 Klar herausarbeitend Larenzl Canaris, Lehrbuch des Schuld rechts, Be· 
sonderer Teil, 2. Tb. 13. Aufl. 1994, S. 403 ff. 
7 Von Zurechnungsgründen und Gerechtigkeitskriterien spricht Larenzl 
Canaris (Fn. 6}, S. 406. 
8 Zu den verschiedenen Rechtsprinzipien Mertens (Fn. I), § 823 Rdnr. 
210; Larenz/Canaris (Fn. 6), S. 406 ff.; zum Rechtsgüterschutz als Rechts· 
grundeiner Erfolgseinstandspflicht Möllers (Fn. 4), S. 143 ff. 
9 Foersce (Fn. I)§ 26 Rdnr. 3; Möllers (Fn. 4), S. 186. 
10 Ausführlich hierzu Möllers (Fn. 4), S. 143 ff. 
11 So schon RGZ 127, 313, 315- Rennfahrer; 147, 353, 356- Stark· 

bedürftigkeitdes Geschädigten zu berücksichtigent2. Konse-
quenterweise hat deshalb der Händler gem. § 5 Abs. 1 S. l 
ProdSG "dazu beizutragen, daß nur sichere Produkte in den 
Verkehr gebracht werden". Die erheblichen Gefahren für 
den Verwender können verschiedene Ursachen haben. Ein 
bestimmtes Gefahrenpotential kann darin liegen, daß das 
Produkt, wie Arznei- oder Lebensmittel, unmittelbar auf 
den menschlichen Körper wirktD. Ein hohes Gefahrenpo-
tential haben auch Produkte, die bei bestimmungsgemäßem 
Gebrauch verbrennen, explodieren, vergiften oder tötent4. 
Die gesetzlichen Regeltingen schützen deshalb nicht nur den 
bestimmungsgemäßen Gebrauch, sondern den Gebrauch, 
"mit dem billigerweise gerechnet werden kann" (§ 3 Abs. 1 
lit. b ProdHaftG) bzw. die "zu erwartende Verwendung" 
(§ 6 Abs. 1 S. I ProdSG)15. Auch können Produkte erhebli-
che Gefahren mit sich bringen, wenn sie dazu dienen, Leben 
zu retten, aber fehlerhaft sindl6. 

Schließlich kann die Gefahr auch dadurch erhöht wer-
den, daß das Produkt für besonders schutzbedürftige Ver-
brauchergruppenhergestellt wurde, die mit ihm oft nicht be-
stimmungsgemäß umzugehen wissen. So werden vor allem 
Kinder mangels Gefahrenbewußtsein und Lebenserfahrung, 
aber auch weil sie noch nicht (sicher) lesen und schreiben 
können, mit dem Produkt nicht immer sachgemäß umgehen 
(können). Auch dieses Gefahrenpotential ist nun erstmals 
ausdrücklich in § 6 Abs. 2 Nr. 4 ProdSG genannt und für die 
Beurteilung der Sicherheit eines Produktes maßgeblich. We-
gen der Wahrscheinlichkeit oder der Schwere der Rechts-
gutsverletzungsind solche Produkte besonders gefährlich. 

2. Einzelne pflichten des Händlers 
beim Vertrieb gefährlicher Produkte 

a) Pflichten bei bekannten Gefahren 
Weitgehend unstrittig sind die Pflichten des Händlers, wenn 
er von der Gefährlichkeit des Produktes weiß. So muß der 
Händler Herstellerhinweise weitergeben, also sicherstellen, 
daß die Instruktionspflichten des Herstellers den Verwender 
erreichenl7. Eine Beratung über Produkteigenschaften hat 
richtig und vollständig zu erfolgenl8. Umgekehrt verpflich-
tet Art. 3 Abs . 3 S. 2 der Produktsicherheits-RiL, der vom 
deutschen Gesetzgeber fehlerhaft nicht umgesetzt wurde, 
den Händler, Hinweise auf eine von den Produkten ausge-
hende Gefährdung an den Hersteller weiterzugebenl9. In 

stromleitung; BGHZ 80, 186, 193 = JZ 1981,480 = NJW 1981, 1603 - Ap · 
fclschorf I (Derosal); Deutsch, Fahrlässigkeit und erforderliche Sorgfalt, 
1995, S. 39; Hanau, in: MünchKomm, BGB, 3. Aufl. 1994, § 276 Rdnr. 97; 
Wolf, in: Soergel, BGB, 12. Aufl. 1990, Rdnr. 95; Larewz, Schuldrecht, Allg. 
T., 14. Aufl. 1987, § 20.III. 
12 Hanau (Fn. II), § 276 Rdnr. 97. 
13 Arznei · und Lebensmittelvergiftungen sind nicht selten die Folge, 
wenn das Produkt fehlerhaft ist. 
14 Bei Feuerwaffen, Feuerwerkskörpern oder surken Giften (wie Rat· 
tengift) wohnt bereits dem üblichen Umgang mit dem Produkt ein hohes 
Gefahrenpotential innc. 
15 Auch die Rechtsprechung schützt bei naheliegendem Fehlgebrauch, s. 
BGHZ 116, 60 = JZ 1992, 633 m. Anm. Damm - Kindertee (Milupa}; 
BGHZ 106, 273, 293 = JZ 1989, 853 m. Anm. Deutsch - Asthmaspray 
(Aiupent Dosier Aerosol). 
16 Versagen beispielsweise Fallschirm, Kletterhaken, Schwimmweste 
oder die Schwimmhilfe für Kinder, sind schwere Verletzungen, ja der Tod 
nahezu unausweichlich. Zu diesen Fällen s. K~tllmamzl Pfister (Fn.· I), 
Kza. 1526 S. 13 Fn. 59; Kulimann NJW 1994, 1698, 1705. 
17 Kulimann/Pfister (Fn. 1), Kza. 1526, S. 4; Foerstc (Fn. 1), § 26 
Rdnr. 13. 
18 Focrste (Fn. 1), § 26 Rdnr. 7. Der Hinweis auf BGH v. 24. 5. 1975, 
NJW 1976, I 505 - Frostschu11.miucl geht allerdings fehl. 
19 Der Adressat wird zwar in Art. 3 Abs. 3 Produktsicherheits·RiL nicht 
ausdrücklich genannt. Weil im gleichen Satz aber zugleich der Händler zur 
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Eine weitere Konkretisierung der Händlerpflichten un-
terbleibt allerdings. Es wird nicht erörtert, in welchem Um-
fang der Händler Gefahrenmomente durch eigene Untersu-
chungen, die Lektüre von Fachliteratur oder aufgrund seiner 
Allgemeinbildung erkennen müßte4S. 

b) Der Fahrlässigkeitsvorwurf: 
Erkennbarkeit der Gefahr 

aa) Die Ansicht des BGH 
Im Gegensatz zur Vorinstanz des Urteils vom 9. 6. I 99849 
und dem OLG Diissc/dorjsO möchte der BGH aus diesen 
Grundsätzen dem Händler kein generelles Verkaufsverbot 
von Feuerwerkskörpern an Kindern im Grundschulalter 
auferlegen, sondern für ein solches vielmehr die Umstände 
des Einzelfalls entscheiden lassen. Maßgeblich für die Er-
kennbarkeit des Risikos durch den Händler sei, wie das Pro-
dukt vom Hersteller beschrieben se i, welche praktischen Er-
fahrungen der Händler mit der Handhabung von Feuer-
werkskörpern habe und welche Informationen ihm über den 
Erwerber zur Verfügung stündenSt . Weil der Hersteller die 
Gefiihrlichkcit verharmloste, habe der Händler die Gefähr-
lichkeit nicht kennen können. Der Händler verfüge über kei-
ne praktische Erfahrung, weil er keine Kenntnis auf dem Ge-
biet der PyrotechnikS2 habe. Außerdem sei dem Sachverhalt 
nicht zu entnehmen, daß die Kinder zu unachtsamem oder 
aggressivem Verhalten neigtensJ. Der Verkäufer habe viel-
mehr davon ausgehen dürfen, daß Kinder im "fortgeschritte-
nen Grundschulalteru die Gebrauchsanweisung lesen und 
richtig verstehens~. 

bb) Kritik 
(1) Nach Ansicht des BGH darf der Händler auf Angaben 
des Herstellers bzw. des Importeurs vertrauen. Verharmlost 
dieser die Gefahren, ist dem Händler kein Vorwurf zu ma-
chen. Dieses Kriterium ist schon deshalb abzulehnen, weil 
der Händler um so mehr seiner Verantwortlichkeit enthoben 
würde, je stärker der Hersteller oder Importeur die Gefah-
ren verharmlostSS. Im Ergebnis würde damit die eingangs 
originär begründete und auch vom BGH prinzipiell aner-
kannte Händlerverantwortlichkcit56 auf Null reduziert. 
Auch kann ein Vertrauen auf die Ungefährlichkeit eines Pro-
duktes nicht exkulpieren, wenn die Gefahr mit Händen 
greifbar ist. Weil dem Händler zum Schutz des Kindes eige-
ne Pflichten obliegens7, darf er gerade nicht blind vertrauen, 
sondern ist zu Vorsicht, Skepsis, ja zur Nachforschung ver-
pflichtetSS. 

48 Nach Art. 17 Abs. I der Produktsichcrheits-RiL sind die Vorschriften 
ab dem 29. 6. 199-4 anwendbar. Weil die Unglücke in den Jahren 1992 und 
1993 passierten, mußte der BGH nicht explizit auf die Pflichten des Händ-
lers nach dem ProdSG bzw. der Produktsicherheits-RiL eingehen. 
49 Das OLG Hamm verurteilte den Händler. 
50 $.oben Fn. 36. 
51 BGH ]Z 1999,48,49, unter 11.2.c) und Leitsatz 2; diese Kriterien wer-
den auch vom BGH v. 9. 6. 1998 unter 111. (hier nicht abgedruckt) verwen-
det. 
52 BGH JZ 1999, 48, 49, unter 11.2.d) cc); allgemeiner BGH ]Z 1999, 50, 
52 unter 111.2. 
53 BGH JZ 1999, 48, 49f., unter 11.2.d)dd); BGH v. 9. 6. 1998 unter 
111.2.c) (hier nicht abgedruckt). 
54 BGH ]Z 1999, 48, 49f., unter 11.2 .d)dd); BGH v. 9. 6. 1998 unter 
111.2.c) (hier nicht abgedruckt). 
55 Würde der Hersteller zum Karneval für Kinder Schußwaffen verkau-
fen, weil nur diese das echte Gefühl von Freiheit vermiueln, dürfte der 
H ändler wohl kaum darauf vertrauen, daß diese nur kleine Löcher verursa-
chen. 
56 S. oben unter 1.1. und gerade fn. 46. 
57 S. oben 1.2. 
58 Auch wirkt zumindest für den Hersteller nach den Vorgaben des 

(2) Damit kann auch nicht entscheidend sein, ob der 
Händler ein Fachmann auf dem Gebiet der Pyrotechnik ist, 
wie der BGH meint. Hier rächt sich, daß die Anforderungen 
an den Händler, sich einschlägige lnfqrmationen selbst zu 
beschaffen, nicht weiter vertieft wurden. Ganz zu recht 
zwingt die Bcrufsfreiheit, Berufszugangsschranken nur in 
engem Rahmen zuzulassen59. Notwendig flir den Verkauf ist 
nicht zwingend der Fachmann für Pyrotechnik, aber eine 
Person, die aufgrund ihres Allgemeinwissens, der Lektüre 
von Tageszeitungen etc. die Gefährlichkeit von Feuerwerks-
körpern kennt. Allgernein bekannt ist die Tatsache, daß Feu-
erwerkskörper explodieren oder zumindest nicht so kon-
troll iert wie Kerzen abbrennen60. Auch die Gebrauchsan-
weisung (Nur im Freien verwenden, schnelles Entfernen) 
deutete in den vorliegenden Fällen auf die Gefährlichkeit der 
Feuerwerkskörper hin. Verharmlost der Hersteller die Ge-
~ährlichkcit, wird dieses Wissen nicht aufgehoben, sondern 

-muß Zweifel hervorrufen und den Händler zu Rückfragen 
veranlassen. 

(3) Vollends nicht zu überzeugen vermag letztlich das 
dritte Kriterium, dem Sachverhalt wären keine Anhalts-
punkte zu entnehmen, daß die Kinder zu aggressivem Ver-
halten neigten und der Händler dürfe davon ausgehen, daß 
die Kinder die Gebrauchsanweisung lesen und verstehen. 
Mit dieser Aussage verläßt der BGH seine bisherige Recht-
sprechung, die ganz bewußt den Vertrauensgrundsatz gegen-
über Kindern cinschränkt61. Schon für weit ungefährlichere 
Gegenstände hat die Rechtsprechung die Gefahr des nicht 
bestimmungsgemäßen Gebrauchs und damit eine Haftung 
bejaht62. Widersprüchlich sind vor allem die Ausführungen, 
Kinder würden einersei ts aufgrund ihrer fehlenden Reife die 
Gebrauchshinweise im Zweifel nicht beachtcn6l, um dann 
andererseits festzustellen, der Händler dürfe darauf vertrau-
en, daß ein 81/ 2jährigcs Kind die Gebrauchshinweise richtig 
liest und versteht64. 

Im Gegensatz zu den obigen Ausführungen, daß öffent-
lich-rechtliche und zivilrechtliche Pflichten zum Schutz der 
Rechtsgüter unabhängig voneinander bestehen65, soll sich 
der Händler jetzt nach Ansicht des BGH auf die behördliche 
Zulassung verlassen dürfen66. Mit einer solchen Argumenta-
tion würde die eingangs vorgenommene, überzeugende 
Trennung obsolet. Sie vermag auch deshalb nicht zu über-
zeugen, weil allgemein bekannt ist, daß zugelassene Produk-
te nicht automatisch ungefährlich sind, sondern die Verant-
wortung beim Hersteller verbleibt67. Konsequenterweise hat 

europäischen Produktrechts die Art und Weise der Darbietung eines Pro -
duktes haftungsverschärfend und nicht haftungsmildernd , § 3 Abs. I lit. a) 
ProdHaftG und§ 6 Abs. 2 Nr. 2 ProdSG. 
59 S. nur BVtrfGE 7, 377,408 = JZ 1958,472,476 (dazu Bachof, S. 468)-
Drei-Stufen-Theorie. 
60 S. hierzu schon den Sachverhalt RGSt 29, 218, 221 - Feuerwerk; BGH 
v. 14 . 10. 1964, VcrsR 1965,40,41- Feuerwerk; BGH v. 22. 2. 1966, VersR 
1966, 524 - Feuerwerkskörper; zustimmend von Bar (Fn. 32), S. 55; La-
rCilziCanaris (Fn. 6), S. 428; Blaschczok, Gefährdungshaftung und Risiko-
zuweisung, 1993, S. 115. 
61 Fn. 34 ff. Die These ist unstimmig zu der Bemerkung, wonach Impor-
teur und Händler stets damit rechnen müssen, daß Kinder die Feuerwerks-
körper ohne Aufsicht benutzen, weil damit ein bestimmungswid riges Ver-
halten der Kinder :-.umindest angedeutet wird, Fn. 47. 
62 Zu Wurfpfeilen und Streichhölzern s. oben Fn. 38 und 37. 
63 Fn. 42. 
64 Auch hilft die Lektüre der Gebrauchsanweisung nicht weiter, wenn 
sich der Feuerwerkskörper in der Hose zündet und hiervor nicht gewarnt 
wurde. Zu den Schwächen der Instruktionspflichten gegenüber Kindern s. 
scho n Möllers VersR 1996, 153, 157. 
65 Fn. 43. 
66 BGH JZ 1999, 48, 49, unter ll.2.d) bb). 
67 Beispielsweise 1.ugelassenc, aber auch an Personen unter 18 Jahren frei 
verkäufliche Gassprays. Dies entspricht auch den europ>ischen Vorgaben, 
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der BGH dieses Argument in der Entscheidung v. 9. 6. 1998 
auch nicht wiederholt, sondern fallengclassen. 

111. Ergebnis 

Im Ergebnis bleibt der BGH hinter den Anforderungen 
zurück, die er schon in den sechziger Jahren an die Händler 
beim Verkauf gefährlicher Produkte an Kinder gestellt hatte 
und die jetzt im ProdSG erstmals eine gesetzliche Regelung 
gefunden haben. Auch im internationalen Vergleich muß es 
überraschen, in welchem Maße die Rechtsprechung in 
Deutschland Kindern im Grundschulalter den Schutz vor er-
heblichen Gesundheitsverletzungen versagt6S. 

wonach für zah lreiche Produkte, wie Maschinen, Schutzhelme, Spielzeug, 
etc. in zahlreichen vertikalen Produ kts ichcrhcirsrichtlinicn die Zulassung 
und Vergabe des CE-Zeichens durch den Hcmellcr selbst erfolgt, s. genau-
er Möllers (Fn. 4), S. 204 ff. 
68 ln den meisten Bundesstaaten der USA dürfen Feuerwerkskörper we -
ge.n ihrer Gefährlichkeit auch an Silvester nicht verkauft werden. 

Glückwunsch 

Wolfgang Zöllner zum 70. Geburtstag 

Am letzten Tag d es Jahres 1998 vollendete Wolfgang Zöllner sein 
70. Lebensjahr- selbstverständlich in seiner zweiten Heimat, der Mo-
zartstadt Salzburg. Es muß ihm sehr schwergefallen sein, als er vor über 
dreißig Jahren den ehrenvollen Ruf an die dortige Universität ablehnte. 
Umso mehr wird man sich :(n der Eberhard -Karls-Universität Tübin-
gen gefreut haben, die Wolfgang Zöllr~er 1969 gewinnen konnte. Bis zu 
seiner Emeritierung z um Ende des Wintersemesters 1997 leitete der In-
haber des Lehrstuhls für Bürgerliches Recht, Handels- und Wirt-
schaftsrecht sowie Arbeitsrecht das dortige Institut für Arbeits - und 
Sozialrecht als geschäftsführender Direktor. 

Die Fachbezeichnungen des Lehrstuhls und des Instituts geben 
schon für sich die große Spannweite der wissenschaftlichen Betätigung 
des Jubilars an. \Volfgar~g Zöllr~er war und ist ein Meister dieser Rechts-
gebiete - aber eine solche in der Fachwelt völlig unbestrittene Feststel-
lung genügt nicht, um seine wissenschaftliche Kraft und Wirkung hin-
reichend zu wü rdigen. Vor allem in den letzten beiden Jahrzehnten hat 
er sich zunehmend mit Grundfragen der Privatrechtsordnung beschäf-
tigt. Dabei geht es ihm um die freiheitssichernde Selbständigkeit des 
Privatrechts, das er system- und sachwidrigen Einflußnahmen sowohl 
des einfachen öffentlichen Rechts als auch des Verfassungsrechts ausge-
setzt sieht. Für letzteres seien seine klar verneinenden Stellungnahmen 
zu der jüngeren BVerfG-Judikatur zur sogenannten Inhaltskontrolle 
von Verträgen angeführt (AcP 1996, I; monographisch: Die Privat-
rechtsgesellschaft im Gesetzes- und Richterstaat, 1996). Als einer der 
ersten hat sich Wolfgang Zöllner auch mit der Bedeutung der spätestens 
seit den achtziger Jahren an Bedeutung stark zunehmenden lnforma-
tionstechnologien für das Privatrecht auseinandergesetzt (Daten- und 
Informationsschutz im Arbeitsverhältnis, 1982; Informationsordnung 
und Recht, 1990). Seinen Zivilrechtskollegen schließlich las er die Levi-
ten auf der lnnsbrucker Tagung 1987, als er zu "Zivilrecht und Zivil-
rechtswissenschaft im ausgehenden 20. Jahrhundert" pointiert Stellung 
nahm (AcP 1988, 85). 

Deutliche Worte und ein klarer Standpunkt sowohl im publizierten 
als auch im gesprochenen Wort sind ein Markenzeichen des von man-
chen als Präzepter empfundenen Jubilars. Vermutlich lag und liegt dies 
auch daran, daß er jede seiner beiden Fachrichtungen bis in alle Details 
beherrscht. Keineswegs kann dem vorstehend als generalistischen 
Privatrechtier beschriebenen Jubilar eine Vernachlässigung der Spezial-
gebiete nachgesagt werden. Im Arbeitsrecht kennt jeder (oder sollte 
kennen) das 1977 erstmals erschienene Lehrbuch (5 . Aufl . 1998). Im 
Gesellschaftsrecht ist der Autor Wolfgang Zöllner jedem vertraut, der 
mit GmbH- oder Aktienrecht zu tun hat (Kö lner Kommentar zum 
Akticngcsetz; Ba~<mbacb/J-/"cck, GmbHG). Damit ist auch nur ein be-

Den eingangs aufgezeigten Haftungsgründen und den 
verschiedenen Pflichten des Händ lers zum Trotz vertauscht 
der BGH den Sorgfaltsmaßstab von Händlern und Kindern: 
Einerseits darf der Händler im Tal der Ahnungslosen leben 
und darauf vertrauen, daß Feuerwerkskörper wie "Tolle 
Biene" und "Feuerwirbcl" ungefährlich sind. Er darf ande-
rerseits davon ausgehen, daß ein 8 1/2jähriges Kind im 
Grundschulalter (2. Klasse!) die Gebrauchsanweisung ein-
gehend durchliest, sich durch Verharmlosungen nicht beir-
ren läßt und den Feue rwerkskörper sachgemäß verwendet69, 
weil sich dieser auf 2200 °C erhitzt und ohne entsprechende 
Obacht schwere Gesundheitsverletzungen verursachen 
kann. 

69 Ihn also nur im Freien verwendet, nach dem Entzünden sich schleu-
nigst entfernt, ihn nicht in der Hosemasche trägt etc. Nach Aussage eines 
befragten Grundschullehrers würden höchstens 40% seiner Schüler ent-
sprechende Gebrauchsanweisungen lesen und befolgen. 
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sonders publikumswirksamer Ausschnitt aus den zahlreichen Publika- II\ 
tionen genannt, die in Fachzeitschriften, Festschriften und Sammclbän- E 
den seit 1953 aus seiner Feder erschienen sind. ::::> 

Wolfgang Zöllner versteht Wissenschaft als eine der Wahrheit ver-
pflichtete Grundeinstellung. Wahrheit ist im Leben zu finden, und so 
haben alle seine Beiträge eine entschiedene Hinwendung zur prakti-
schen Ordnung der Rechtsverhältnisse. Andererseits hielt er immer das 
rechte Maß an Distanz zu Vereinnahmungen, die ein platter "Praxisbe-
zug" für den unabhängig Denkenden mit sich bringen würde. Dem mo-
dernen Wissenschaftstourismus und -managertum steht er spöttisch-
ablehnend gegenüber. Das heißt selbstverständlich nicht, daß Wolfgang 
Zöllner sich vornehm zurückgezogen hätte. Im Gegenteil: Die wichti -
gen(!) Kongresse dürfen sich geehrt fühlen, wenn er dort erscheint und 
die Debatte durch seine wohlerwogenen Beiträge anregt, etwa im Wies-
badener Seminar oder bei den Januarsymposien von ZGR und ZHR. 
Dem Deutschen Juristentag hat er zweimal als Gutachter (1970; 1978) 
und als Referent (1992) zur Verfügung gestanden. Politikberatung 
würde man heute wohl die Tätigkeit in der Zukunftskommission des 
damaligen baden-württembergischen Ministerpräsidenten (1982) nen-
nen. 

Die Universität war und ist für den Forscher und Lehrer immer die 
zentrale Heimstatt. In den fünfziger Jahren war es die Universität 
München, wo er seine Lehrjahre bei Alfred l-11teck verbrachte (Promo-
tion 1953; Habilitation 1960). Von 1963 an lehrte er als ordentlicher 
Professor in Mainz. 1966 berief ihn die Universität zu Köln auf die 
Nachfolge des Lehrstuhls von Hans Carl Nipperdcy. Nach drei Jahren 
wechselte er dann nach Tübingen. Dort nahm er in Fakultät und Uni -
versität regen Anteil als Dekan, Bibliotheksverantwortlicher und Vor-
sitzender der Tübinger Professorenschaft. Der begeisterte und begei-
sternde Lehrer des Rechts steht auch noch im laufenden Winterseme-
ster im Hörsaal, und dies keineswegs in ausgewählten Seminarveran-
staltungen, sondern im harten Grundkurs Z ivilrecht für die Erstseme-
ster! Vielleicht geht doch noch ein Wunsch, den viele haben werden, in 
Erfüllung: Ein Lehrbuch zum Kern des deutschen Ziv ilrechts, geboren 
aus der Frucht einer vier Jahrzehnte währenden Tätigkeit als akademi-
scher Lehrer. Eine Andeutung in dieser Richtung meint der Gratulant 
vernommen zu haben, als wir mit Rollo und Cougar auf einem unserer 
Spaziergänge rund um den Tübinger Österberg unterwegs waren. 

Bevor allerdings dem Geburtstagkind schon wieder etwas abver-
langt wird, muß erst die Bescherung kommen. Am Tage nach dem Er-
scheinen dieser JZ-Ausgabe wird eine von 70 Autoren gestaltete 
zweibändige Festschrift in Tübingen überreicht. Sie gibt ein für alle 
sichtbares Zeugnis für die Anerkennung, die Wolfgang Zöllner im ln-
und Ausland genießt. Dann wird der vielseitig Interessierte vielleicht 
doch zugestehen, daß die Juristerei damals die richtige Entscheidung 
gewesen ist; was bei den ebenfalls in die engste Wahl genommenen 
Fächern Musik und Medizin mit Wolfgang Zöllner geschehen wäre, ist 
ein reizvolles GedankenspieL 

Ulrich Noack, Düsseldorf 


